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Das neue Patentgeſetz. a 
Von Otto Mayr, Amtsrath in St. Pölten. 
(Fortſetzung.) 


Der Wahrung öffentlicher und Staatsintereſſen wird das Patent- 
geſetz durch die Beſtimmungen der §s 10, 11 und 12 gerecht, welche 
die Wirkung des Patentes in jenen Fällen aufheben, in welchen die 
Kriegs verwaltung für ihre Zwecke mit Einverſtändniß des Handels⸗ 
miniſters von einer Erfindung Gebrauch macht, oder die Erfindung 
einen ftaatlichen Monopolsgegenſtand betrifft oder endlich ſich auf einem 
nur vorübergehend im Inlande als Beförderungsmittel verkehrenden 
Fahrzeuge vorfindet. In den genannten Fällen ſteht ſomit dem Patent⸗ 
beſitzer kein Unterſagungsrecht zu. Die nach dem alten Privilegiengeſetze 
erworbenen Privilegien ſind in dieſer Richtung der Kriegsverwaltung 


allerdings wenig zu ſtatten gekommen, haben ihr im Gegentheile bei 


Vergebung ſtaatlicher Lieferungen oft ſehr große Schwierigkeiten bereitet. 
— Der § 15 des Patentgeſetzes geht noch über dieſe Gebrauchsrecht⸗ 
einräumung hinaus und ſpricht der Staats- und Kriegsverwaltung 
geradezu das Enteignungsrecht gegenüber dem Patentbeſitzer zu, wenn 
es das Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt, das Intereſſe der bewaffneten 
Macht oder ſonſt ein zwingendes Staatsintereſſe fordert. 


Dieſer Enteignungstitel gründet ſich bereits auf die Beſtimmung 


des § 365 des allgem. bürg. Gef. B., nachdem ja auch das Patentrecht 
nichts anderes iſt als ein Privatrecht vermögensrechtlichen Inhaltes. Das 
Geſetz hat entſprechenderweiſe die Statthalterei in Wien als erſte 
Enteignungsinſtanz normirt, nachdem das mit der Patentregiſterführung 


betraute Patentamt und der Sitz der weiteren Inſtanzbehörden ſich in 


Wien befindet. 

Dieſe Enteignung unterſcheidet ſich nicht nur durch den quantitativen 
Inhalt der in ihr liegenden Berechtigung, ſondern auch in formaler 
Beziehung von der Gebrauchsnahme des 8 10, indem letzterenfalls 


mangels eines Einverſtändniſſes nicht das Civilgericht wie bei der 


Enteignung, ſondern der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
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Handelsminiſter und der Kriegsverwaltung allerdings ohne Hemmung 


der Gebrauchsnahme entſcheidet. 


Das alte Privilegiengeſetz enthält ferners keine dem § 17 des 
neuen Patentgeſetzes ähnliche Beſtimmung des Inhaltes, daß der Ur— 
heber neuerer Erfindung oder deſſen Rechtsnachfolger an die bezüglich 
des Antrittes von Gewerben geltenden Vorſchriften nicht gebunden iſt, doch 
wurde bisher dieſer Mangel erſetzt durch Artikel IX des Kundmachungs⸗ 
patentes zur Gewerbeordnung vom 20. December 1859, wonach „die 
durch das Privilegiengeſetz den Inhabern von Erfindungs⸗, Verbeſſerungs⸗ 
und Entdeckungsprivilegien gewährten Rechte durch die Gewerbeordnung 
nicht berührt werden“. Das neue Patentgeſetz beſchränkt dieſe Begünſti⸗ 
gung ausdrücklich auf den Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger und auf 
die Ausübung der patentirten Erſindung, weil für den Patentbeſitzer, 
der nicht Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger iſt, ſowie für mit der 
Ausübung der Erfindung nicht zuſammenhängende Arbeiten eine Be⸗ 
günſtigung in keiner Weiſe begründet iſt. 

Eine glückliche Neuerung des neuen Patentgeſetzes gegenüber dem 
alten Privilegiengeſetze iſt auch die analog dem engliſchen Patentgeſetze 
vom 25. Auguſt 1883 (§ 39) nachgebildete Beſtimmung, daß der Handels- 


miniſter, um die Luft zur Beſchickung von Ausſtellungen im Intereſſe 


der Induſtrie zu wecken, berechtigt iſt, einen zeitweiligen Patentſchutz 
unter erleichterten Bedingungen einzuräumen. Dieſe Begünſtigung wurde 
bisher fallweiſe durch Specialgeſetze und Verordnungen ertheilt; durch 
nunmehr erfolgte Einräumung dieſes Pouvoirs an den Handelsminiſter 
hat ſich das neue Patentgeſetz den Beſtimmungen der internationalen 
Union zum Schutze des gewerblichen Eigenthums angeſchlofſen (Union⸗ 
vertrag de dato Paris, 20. März 1883, Uebereinkommen de dato 
Madrid, 14. April 1890). 

Eine Erweiterung conſtituirt das neue Patentgeſetz gegenüber dem 
Privilegiengeſetze weiters bezüglich des derivativen Erwerbes des Erfinder⸗ 
rechtes. Während letzteres in $ 35 nur eine Uebertragung des erlangten 
ausſchließenden Privilegiums kennt, iſt nach dem Patentgeſetze ſowohl 
das Recht aus der Anmeldung eines Patentes als auch das Patentrecht 
Gegenſtand der Uebertragung. Darans ergibt ſich, daß das Erfinder— 
recht vor der Anmeldung wohl das Subſtrat obligatoriſcher Verhältniſſe, 
nicht aber bücherlicher Rechte, insbeſondere nicht des Pfandrechtes bilden 
kann. Als Erwerbstitel des derivativen Erfinderrechtes nennt uns § 18, 
Abſ. 2 Rechtsgeſchäft, richterlichen Ausſpruch und letztwillige Verfügung; 
die Giltigkeit dieſer Rechtstitel wird nach dem bürgerlichen Geſetzbuche 
zu beurtheilen fein. Ein Patentrecht kann durch Uebertragung nur in- 
folge Eintragung in das Patentregiſter (8 23) erworben 
werden.!) Auf dem Patentregiſter beruht der Credit, der den Erfindungen 
in deren Intereſſe und in dem der Induſtrie eingeräumt wird, auf 
dem Patentregiſter, ſobald durch dasſelbe viele andere an eine Erfindung 
geknüpfte Rechtsverhältniſſe erkennbar gemacht werden, beruht das Ver⸗ 
trauen eines großen Kreiſes von Patentintereſſenten, die Sicherheit des 


d ) Die abſolute Wirkung ſolcher Eintragungen erhellt auch aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 24, wonach der Erwerber eines Patentes auch die darauf haften: 
den aus dem Patentregiſter erſichtlichen Laſten übernimmt. 
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Immaterialgüterverkehres. Dieſe Eintragung kann geradezu als ſymbo— 
liſcher Act der Beſitzergreifung und hier mit umſo größerer Berechtigung 
aufgefaßt werden, als die Beſitznahme des Erfinderrechtes, als eines 
Immaterialgutes auf eine andere Weiſe, ſpeciell durch körperliches Vor⸗ 
handenſein, nicht erkenntlich gemacht werden kann. Uebrigens rechtfertigt 
es ſchon die Forderung der Publicität des Patentobjectes und Patent⸗ 
ſubjectes für den originären Erwerb des Erfinderrechtes, daß dieſelbe Publici⸗ 
tät auch dem abgeleiteten Erwerb von Erſinderrechten zugrunde gelegt 
wird. Der Kreis von Interefſenten, der durch den civil- und ſtrafrechtlichen 
Schutz einer Erfindung gezogen wird, iſt ein ſo großer, daß die Publicität 
auch des jeweiligen Rechtsſubjectes geradezu als unabweisbares Bedürfniß, 
als ein weſentliches Correlat des Rechtes erſcheint; dann aber iſt auch die 
Speculation und gewiß nur zur Förderung des Erfindergeiſtes und der 
Induſtrie an Patenten fo intenfiv betheiligt, daß es abſolut nothwendig 
iſt, dem Immaterialgüterverkehr dieſelbe Sicherheit zu bieten wie den 
Sachgütern. Was liegt da näher, als die Schaffung einer ähnlichen 
Inſtilution, wie ſich eine ſolche für den Verkehr unbeweglicher Sach— 
güter ſchon ſo lange bewährt hat. 

Gebührt Oeſterreich die Auszeichnung, ein frühzeitig gepflegtes 
und heute gut ausgebildetes Grundbuchsweſen zu beſitzen, ſo möge ihm 
auch die Palme des Ruhmes zufallen, den anderen Staaten voran das 
Patentregiſterweſen auf eine Stufe gebracht zu haben, die dem Erfindungs⸗, 
aber auch dem Creditweſen, ſowie der Induſtrie und dem Handel nützlich 
und heilſam iſt. 

Die gleiche Beſtimmung wie für den derivativen Erwerb des 
Patentrechtes gilt auch nach § 23 für die Erwerbung des Pfand- 
rechtes und ſonſtiger dinglicher Rechte an Patentrechten, wodurch ſomit 
erſt ihre dingliche Wirkung, d. h. ihr Effect gegen Dritte begründet 
wird. Das alte Privilegiengeſetz von 1852 läßt jedoch über die Frage, mit 
welchem Zeitpunkte dingliche Rechte an Patenten erworben werden, eine 
verſchiedene Auffaſſung zu, am deutlichſten zeigt ſich das Herumtaſten in 
dieſer Beziehung bei der Begründung von Pfandrechten an Privilegien, 
indem bald die Thatſache der phyſiſchen Uebergabe der Urkunde, bald 
die Beiſetzung der Pfändungsclaufel auf die Privilegiumsurkunde, bald 
der Zeitpunkt der Anmerkung des Pfandrechtes im Regiſter für rechts⸗ 
begründend angeſehen wird. Der letztern Anſicht neigt ſich allerdings 
die Praxis der Gerichte zu, jedoch in nicht motivirbarer Weiſe, da die 
Vollzugsvorſchrift zum Privilegiengeſetze (Handelsminiſterialerlaß vom 
5. October 1852, Z. 1888) §§ 23 und 29 dem Privilegienregiſter mit 
feinen 4 Abtheilungen ausdrücklich nur den Zweck der Aufzeichnung der 
zur Evidenthaltung der Privilegien erforderlichen Daten zutheilt. 

Dieſes Eintragungsprincip des neuen Patentgeſetzes iſt jedoch nicht 
mit den vollen Conſequenzen des Tabularprincipes ausgeſtattet worden, 
insbeſondere wurden dem Grundbuchsgeſetze nicht nachgebildet, jedenfalls 
nicht mit deſſen Strenge, die materielle Publicität und der Schutz der 
publica ſides. Deshalb iſt auch die Beurtheilung der Wirkungen der 
erfolgten und unterbliebenen Eintragung nicht ſo ſehr von der bona 
oder mala fides des Erwerbes bedingt, und wird eine Anfechtung von 
Eintragungen nicht durch die der Grundbuchsordnung eigene Löſchungs⸗ 
klage durchgeführt, ſondern haben die allgemeinen Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuches (§§ 367, 371, 456, 814 und 1463) in An⸗ 
wendung zu kommen. Auch treten beim Ableben des Patentberechtigten 
deſſen Erben ex lege, d. h. ohne daß eine Regiſtereintragung erfolgt, 
in die Rechte und den Beſitz des Patentberechtigten. Es iſt ſich auch 
an keiner Stelle des Patentgeſetzes auf die Grundbuchsordnung als geſetz— 
liche Hilfsquelle bezogen. 

Was die formelle Seite der Eintragung betrifft unterſcheidet 
ſich das neue Patentgeſetz ebenfalls zu ſeinem Vortheile von ſeinem 
Vorgänger; die SI 23 bis 27 der Vollzugsvorſchrift zum alten Pri- 
vilegiengeſetze enthalten nur eine Menge lediglich manipulativer Normen, 
während § 45 des Patentgeſetzes, allerdings nicht in taxativer Weiſe, 
eine ſpecialiſirte Aufzählung der im Patentregiſter erſichtlich zu machen⸗ 
den Sachverhalte gibt. Zu einer beſonderen Bedeutung in der 
Patentrechtsreform wird das Patentblatt, als Mittel qualificirter 
Publicität gelangen (§ 44); ausſchlaggebenden Erfolg aber erwerben ſich 
die intereſſirten Kreiſe von den vom Patentamte zu veröffentlichenden 
Patentſchriften, wodurch die Erſindungsthätigkeit angeregt, die Ein⸗ 
führung nener Erfindungen verallgemeint und die Erſtattung von Ein⸗ 
ſprüchen gefördert und deren Begründung weſentlich erleichtert wird. 

Während aber auf der einen Seite die Rechte des Patentbeſitzers 
durch das neue Geſetz eine weſentliche Erweiterung erfahren, indem ihm 
die betriebsmäßige Benützung der Erfindung in jeder Form ausſchließlich 


t 


gewährleiſtet iſt, mußte man andererſeits auch bedacht auf die Forderungen 
der Geſammtheit nehmen. Es hieße geradezu der ſchaffenden Arbeit und 
der conſumirenden Geſellſchaft die Lebensadern unterbinden, wollte man 
die Production in einem Zweige der Arbeit für ewige Zeiten der abſoluten 
Herrſchaft ihres Schöpfers oder ſeiner Nachfolger unterwerfen; aus dieſer 
Betrachtung ergibt ſich die Nothwendigkeit der Schaffung einer Rechts- 
norm für das Erfinderrecht im öffentlichen Intereſſe und im Intereſſe 
connerer Erfindungen. Dahin zählen nicht nur ſolche Erfindungen, welche 
einer älteren Erfindung eine Verbeſſerung hinzufügen, ſondern auch Com 
binationen, welche eine Erfindung nach einer anderen vom Erfinder 
nicht beabſichtigten Richtung entwickeln und von einem poſitiven Aufwande 
wirklichen Erfindungsvermögens Zeugniß geben, ebenſo Erfindungen, 
welche verſchiedene einer oder mehreren Perſonen geſchützte Einrichtungen 
zu einer Geſammteinrichtung combiniren. Iſt nun der Eigenthümer der 
abhängigen Erfindung zugleich Eigenthümer der Haupterfindung, ſo bietet 
ein ſolches Verhältniß keine Schwierigkeit. Entgegen dem deutſchen Patent⸗ 
geſetze ſtellt es das neue Patentgeſetz diesfalls dem Patentbeſitzer frei, 
ob er ein ſelbſtändiges Verbeſſerungspatent oder gegen den Vortheil 
einer geringeren Taxe ein mit dem Hauptpatente erlöſchendes Zuſatz⸗ 
patent nehmen will. Schwieriger geſtaltet ſich die zu ſchaffende Norm, 
wenn der Schöpfer der abhängigen Erfindung eine vom Eigenthümer 
der Haupterfindung verſchiedene Perſon iſt. Erſt das neueſte engliſche 
Pateutgeſetz vom 18. Auguſt 1883 begann mit der Regelung dieſes 
geiftigen Nachbarrechtes, indem es das Licenzprineip beſſer 
als in Deutſchland ausbildete, wodurch die feindliche Spannung, die 
ſich erfahrungsgemäß zwiſchen dem Schöpfer eines verbeſſernden Gedankens 
und dem Haupterfinder entwickelt, weſentlich gemildert wird. Bei jeder 
Erfindung handelt es ſich für den Staat um die durch dieſelbe bedingte 
Vermehrung der Productionsfähigkeit, um die Ausnützung dieſer Erfindung 
für größere Kreiſe, nebſtdem aber um die Erhaltung der beſtehenden 
Productions- und Steuerkräfte, welcher Umſtand wieder regulirend auf die 
Löſung der Frage wirkt, ob und unter welchen Vorausſetzungen der 
Patentträger anderen die Mitbenützung ſeiner Erfindung geſtatten muß, 
fo daß eine erhebliche Verbeſſerung durch den Beſtand eines früheren 
Patentes an ihrer Verwirklichung nicht gehindert wird. Die Erhaltung 
der beſtehenden Productionskräfte und die Ermöglichung der Ver— 
wirklichung einer Verbefſerung motiviren die Einführung des Licenz⸗ 
zwanges im öffentlichen Intereſſe und im Intereſſe connexer Erfindungen 
und beſtimmen die rechtlichen Grenzen dieſes Zwanges. 

Nach dem bisherigen Privilegiengeſetze, das in dieſer Richtung 
nur die unzureichenden und ob ihrer Faſſung leicht zu umgehenden 
Mittel des Ausübungszwanges (§ 29, P. 2, lit. a) und des Patentzwanges 
(8 3), und das im 823 normirte Verbot kennt, iſt der Beſitzer der 
abhängigen Erfindung ganz in der Gewalt des Hauptpatentbeſitzers, welch 
letzterer durch Verweigerung ſeiner Licenz die nützlichſte abhängige Er— 
findung ungeſchützt laſſen und ſich dieſelbe als ein Gemeingut unter dem 
Schutze der Stammerfindung ohneweiters aneignen kann. 

Dieſer Ungerechtigkeit hat nun das neue Patentgeſetz in § 21 
einen Damm geſetzt, wobei jedoch auch der Stammpatentinhaber nicht 
zu kurz kommt, nachdem der Licenzzwang erſt nach drei Jahren von der 
erfolgten Bekanntmachung ab und nur für Erfindungen von erheblicher 
gewerblicher Bedeutung erwirkt werden kann. 

Um jedoch der Möglichkeit zu begegnen, daß der Beſitzer des ab- 
hängigen Patentes durch mangelloſe Ausgeſtaltung der Stammerfindung 
den Inhaber des Hauptpatentes vom Markte verdränge und auf Koſten 
des letzteren das Monopol an ſich reiße, ſchafft das neue Patentgeſetz 
in § 21 gleichzeitig ein Correctiv des Inhaltes, daß der Stammpatent⸗ 
inhaber auch ſeinerſeits von dem nachfolgenden Patentinhaber, den that- 
ſächlichen Zuſammenhang beider Erfindungen vorausgeſetzt, eine ihn zur 
Benützung der ſpäteren Erfindung ermächtigende Licenz zu beanſpruchen 
berechtigt iſt. 

Die weiteren Beſtimmungen des § 21 normiren die Benützungs⸗ 
überlaffung an jedermann, wenn öffentliche Intereſſen es erheiſchen, 
und die proceſſuale Realiſirung des Licenzzwanges. Folgerichtig beſteht 
für Patente der Staats- und Kriegsverwaltung kein Licenzzwang. 

Die im 8 25 normirte Streitanmerkung, wodurch bei Gericht 
anhängige, die Zugehörigkeit eines Patentes, ein Pfandrecht oder anderes 
dingliches Recht an einem Patente betreffende Streitigkeiten, ſowie An⸗ 
träge auf Einräumung von Licenzen, dann auf Zurücknahme, Nichtig- 
erklärung, Aberkennung, Abhängigerklärung oder Entſcheidung über die 
relative Wirkungsloſigkeit eines Patentes, im Patentregiſter erſichtlich 
gemacht werden können, iſt zwar ſchon dem alten Privilegiengeſetze be⸗ 
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kaunt, erfährt jedoch im Entwurfe gegenüber der nach der Grundbuchs⸗ 
ordnung zuläſſigen Streitanmerfung (§§ 59, 60, 61 — 71) eine weſent⸗ 
liche Ausdehnung, indem fie in allen Fällen zuläffig iſt, in welchen 
jemand in Gemäßheit des § 25 Anſprüche erhebt. 

Was die Erlöſchung des Patentes betrifft, ſo decken ſich die be⸗ 

züglichen Beſtimmungen des Patentgeſetzes (8 26) im weſentlichen mit dem 
Inhalte des § 29, Z. 2 b und e des Privilegiengeſetzes, nur beſtimmt 
das Patentgeſetz den dies ad quem der Erlöſchung. 
Die Forderung des Ausübungszwanges, die das Privilegiengeſetz 
im 529, Z. 2 a etwas zu radical handhabt, regelt §S 27 des neuen 
Patentgeſetzes in viel zweckentſprechenderer Weiſe, indem er es dem 
facultativen Ermeſſen des Patentamtes anheimſtellt, die Rücknahme des 
Patentes auszusprechen, da gerade in dieſer Richtung oft ganz außerhalb 
des Willens und des Einfluſſes des Patentbeſitzers liegende Verhältniſſe 
mitfpielen können. Mit diefer Verfügung ſteht das Geſetz im Einklange 
mit dem deutſchen Patentgeſetze (§ 11). 

Die Nichtigerklärung des neuen Patentgeſetzes (§ 28) iſt die Be⸗ 
ſtätigung der Unvollkommenheit des Vorprüfungsverfahrens, das ſich 
übrigens nach $55 nur auf die Prüfung der offenbaren Mängel 
der Patentfähigkeit zu erſtrecken hat. Nicht zu rechtfertigen iſt die Be⸗ 
ſtimmung des § 28 des deutſchen Patentgeſetzes, der nach fünf Jahren 
ein Patent als unanfechtbar hinſtellt, da nach der Erfahrung gerade 
ältere Patente einer erfolgreichen Anfechtung ausgeſetzt ſind. Eine Ver⸗ 
beſſerung gegenüber dem alten Privilegiengeſetze beſteht darin, daß nach 
§ 28 nicht nur dem Eigenthümer eines in Kraft beſtehenden Patentes, 
ſondern jedem Dritten die active Legitimation zur Anfechtung des 
Patentes wegen Beſtandes eines gleichinhältlichen älteren Patentes zuſteht. 
Die rechtskräftige Nichtigerklärung wirkt jedoch nicht auf die von einem 
ſpäteren Anmelder rechtmäßig beſtellten, von dritten Perſonen redlich 
erworbenen und ſeit einem Jahre im Patentregiſter eingetragenen, durch 
keine rechtlich begründete Streitanmerkung betroffenen Licenzrechte. 

Eine dem alten Privilegiengeſetze ſowohl wie dem deutſchen Patent- 
geſetze fremde Inſtitution ſchafft das neue Patentgeſetz mit der dem Ur⸗ 
heber oder ſonſt Patentanfpruchberechtigten zuſtehenden Klage auf Patent⸗ 
aberkennung, welche im Hinblick auf die einſchlägigen Beſtimmungen 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches einer dreijährigen Verjährung 
gegenüber dem gutgläubigen Patentinhaber unterliegt; hiedurch werden 
jedoch rechtmäßig beſtellte, von Dritten redlich erworbene und ſeit einem 
Jahre im Patentreginer aufſcheinende Licenzrechte nicht berührt. 

Mit der in 8 30 behandelten Abhängigerklärung gibt das neue 
Patentgeſetz dem Patentinhaber die Möglichkeit, bei dem Patentamte die 
Abhängigerklärung einer gewerblichen Verwendung ſeiner Erfindung 
ſeitens Dritter zu beantragen. 

Endlich normirt $ 31 auch für das Patentweſen in Oeſterreich 
das auch auf anderen Rechtsgebieten angewandte Retorſionsrecht. 

Hiemit wären die auf die Beſeitigung der Mängel des alten 
Privilegiengeſetzes gerichteten Neuerungen materiellrechtlichen 
Inhaltes des neuen Patentgeſetzes im großen und ganzen dargelegt; 
es handelt ſich nun noch, in markirenden Zügen die formellrecht⸗ 
liche Seite des Patentgeſetzes, d. i. deſſen Verfahren und die 
mit demſelben betrauten Behörden zu kennzeichnen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Recursfriſt gegen landesſchulräthliche Eutſcheidungen beträgt 
bei dem Mangel ſpeeieller und ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmungen 
ſechzig Tage.) 

Neuerrichtete Volksſchulen ſind im Falle von Einwendungen der 
betheiligten Factoren nur einelaſſig zu organiſiren, wenn auch die 
Zahl der ſchulpflichtigen Kinder, welche ſich außerhalb der geſetzlichen 
Entfernung von einer beſtehenden Voltsſchule befinden und für deren 
regelmäßigen Schulbeſuch Sorge getragen werden ſoll, nach dem 
fünfjährigen Durchſchnitte die Ziffer 80 überſteigt. ) 


Mit dem Erlaſſe des ſteiermärkiſchen Landesſchulrathes vom 
11. Auguſt 1898, 3. 5497, wurde gemäß 8 59 des Reichs⸗Volksſchul⸗ 
) Vergleiche hiezu die Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 
6. Oetober 1893, Z. 3334, und 28. Jänner 1897, Z. 603 (Budw. Smlg. Nr. 7433 
und 10.329). 3 

Von derfelben Auffaſſung ausgehend hat das Miniſterium für Cultus 
und Unterricht auch mit dem Erlaſſe vom 11. Juli 1896, Z. 11.982 (Jahrgang 


geſetzes angeordnet, daß an Stelle der (von der Schule Piber im Be⸗ 
zirke Voitsberg dependirenden) Schulexpoſitur Afling, welcher bisher 
Theile der Ortsgemeinden Kohlſchwarz, Bärnbach und Hochtregiſt zuge⸗ 
wieſen waren, eine ſelbſtändige zweiclaſſige Schule zu errichten ſei. 
In dem neuen Schulſprengel, in welchen das bisherige Gebiet der 
Expoſitur und noch einige weitere bisher nach Kainach eingeſchulte Theile 
der Ortsgemeinde Kohlſchwarz einbezogen wurden, befinden ſich nach dem 
fünfjährigen Jahresdurchſchnitte im ganzen 114 ſchulpflichtige Kinder, 
von welchen durchſchnittlich 99 außerhalb der geſetzlichen Entfernung von 
einer beſtehenden ſelbſtändigen Schule wohnen. 

Gegen dieſe Verfügung, gegen welche das Recursrecht binnen 
14 Tagen offen gelaſſen wurde, ergriff nur die Gemeinde Kohlſchwarz 
den Recurs, in welchem ſie ſich gegen die Erweiterung des Einſchulungs⸗ 
gebietes und gegen die Errichtung einer zweiclaſſigen Volksſchule aus⸗ 
ſprach. Im übrigen ließ die Faſſung des Recurſes nicht entnehmen, ob 
auch die Umwandlung der Schwierpofitur in eine ſelbſtändige Schule 
als ſolche angefochten wurde. 

Die Art und Weiſe der Erledigung dieſes Recurſes hatte inſo— 
ferne ein principielles Intereſſe, als zu der Frage Stellung genommen 
werden mußte, welche Recursfriſt gegen Entſcheidungen der Landesſchul⸗ 
behörden eigentlich beſteht. 

Die Intimation der Verfügung des Landesſchulrathes war nämlich 
der Gemeinde Kohlſchwarz am 5. September zugeſtellt worden, während 
der Recurs erſt am 21. September, ſomit nach Ablauf von 14 Tagen, 
der Poſt übergeben wurde. Eine Recursfriſt iſt in dem ſteiermärkiſchen 
Schulaufſichtsgeſetze vom 8. Februar 1869, L. G. Bl. Nr. 11, nicht aus⸗ 
drücklich normirt, ſondern enthält dasſelbe wie die Schulaufſichtsgeſetze 
der übrigen Kronländer (mit Ausnahme Böhmens) nur die Beſtimmung, 
daß Recurſe aufſchiebende Wirkung haben, fofern ſie 
binnen 14 Tagen nach Eröffnung der angefochtenen 
Entſcheidung eingebracht werden. Es erſchien daher bisher 
fraglich, ob als Friſt für Recurſe gegen landesſchulräthliche Entſchei⸗ 
dungen in erweiternder Auslegung der bezüglichen Beſtimmung der 
Schulaufſichtsgeſetze 14 Tage, oder im Sinne der Miniſterialverordnung 
vom 27. October 1859, R. G. Bl. Nr. 196, 60 Tage oder etwa bei 
analoger Anwendung des Geſetzes vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, 
4 Wochen angenommen werden ſollen. 

Der Landesſchulrath wies in feinem Vorlageberichte auf die 
Zweiſelhaftigkeit dieſer Frage hin und bemerkte zugleich, daß nach der 
bisherigen in Steiermark geübten Praxis das letzterwähnte Geſetz auf 
das Verfahren in Schulangelegenheiten nicht angewendet wurde. 

Das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht änderte in Er- 
ledigung des Recurſes der Gemeinde Kohlſchwarz mit dem Erlaſſe vom 
17. October d. J., Z. 26.038, die Entſcheidung des Landesſchulrathes 
dahin ab, daß die Schule in Afling zunächſt als eine einclaffige 
ins Leben zu treten habe, und die Frage ihrer allfälligen Erweiterung 
in eine zweiclaſſige erſt nach drei Jahren ihres Beſtandes zu löſen ſein 
werde. Gleichzeitig bemerkte das Miniſterium, daß in die meritoriſche 
Prüfung des Recurſes der Gemeinde Kohlſchwarz deshalb eingegangen 
werden mußte, weil 8 42 des ſteiermärkiſchen Schulaufſichtsgeſetzes nur 
die aufſchiebende Wirkung des Recurſes an die vierzehntägige Ein- 
reichungsfriſt knüpft, für das Recursrecht ſelbſt jedoch die 
Miniſterialverordnung vom 27. October 1859, R. G. Bl. 
Nr. 196, maßgebend erſcheint. M. G. 


1896, Nr. 35 diefer Zeitſchrift), ausgefprochen, daß die Erweiterung von Schulen, 
deren Sprengel vorher geändert wurden, erſt nach Ablauf von drei Jahren, vom 
Zeitpunkte der Wirkſamkeit der neuen Schulſprengeleintheilung an gerechnet, in 
Erwägung zu ziehen it. Diefer aus dem Wortlaute des § 11, Al. 2 des 
Reichs⸗Volksſchulgeſetzes abgeleitete Standpunkt führt in Bezug auf die Aus⸗ 
führung von Schulbauten nur inſofern zu mißlichen Conſequenzen, als ja die 
Feſtſtellung des Claſſenerforderniſſes die nothwendige Grundlage für die Bau⸗ 
programme bildet. Für neuerrichtete Volksſchulen kann dann ohne Zuſtimmung 
der betheiligten Factoren die Vorforge für zwei oder drei eventuell nothwendige 
Lehrzimmer nicht angeordnet werden. Die Schulhäuſer werden nur einclaſſig 
erbaut, genügen deshalb vom Anbeginne nicht und müſſen nach 3 Jahren un: 
gebaut werden, was den ökonomiſchen Intereſſen der Schulgemeinden nicht ent⸗ 
ſpricht. In dem zweiten Falle gehen Berichtigungen der Schulſprengelgrenzen 
eben wegen der richtigen Feſtſtellung des Claſſenerforderniſſes den Neubauten für 
veftehende Schulen häufig voraus. Die oft ſehr dringlichen und unaufſchiebbaren 
Sch lbauten können aber nicht in Angriff genommen werden, weil das Claſſen⸗ 
erforderniß formell erſt nach Ablauf von 3 Jahren nach dem Beginne der Wirk⸗ 
ſamkeit der geänderten Schulſprengeleintheilung beſtimmt und daher ein Bau⸗ 
programm früher nicht verfaßt werden kann. 
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Notiz 


(Gebahrung mit den aus dem Auslande einlangenden 
Matrikenauszügen von öſterreichiſchen Staatsangehörigen.) Das 
k. k. Miniſterium des Innern hat nachſtehenden Erlaß vom 12. Auguſt 1898, 
3. 5303, an alle politiſchen Landesbehörden gerichtet: 


In der Abſicht, die Gebarung mit den aus dem Auslande infolge der 
beſtehenden Matriken⸗Austauſch⸗Conventionen einlangenden Matrikenauszügen 
oſterreichiſcher Staatsangehöriger zu einer gleichformigen und thunlichſt nutzbringenden 
zu machen, findet das k. k. Miniſterium des Innern anzuordnen, wie folgt: 


1. Hinſichtlich jeder aus dem Auslande einlangenden Civilſtandesurkunde 
eines öſterreichiſchen Staatsangehörigen iſt in erſter Linie ſeitens der politiſchen 
Bezirksbehörde durch geeignete Umfrage die Heimatsgemeinde des betreffenden 
Individuums feſtzuſtellen und derſelben der betreffende Givilftandesfall mitzutheilen. 

Die Einleitung einer ſörmlichen Heimatrechtsverhandlung hat aus dieſem 
Anlaſſe es müßten denn ganz beſondere Gründe hiefür vorliegen iu der 
Regel nicht ſtattzufinden. 


2. Die Geburtsmatrikenauszüge ſind von derjenigen politiſchen Bezirksbehörde, 
in deren Bereich das Kind als heimatberechtigt erſorſcht wurde, nach den Geburts⸗ 
daten jahrgangsweiſe unter fortlaufender Numerirung zu ſammeln und zu indiciren. 
Auf jedem einzelnen Geburtsmatrikenauszuge iſt die erforſchte Zuſtändigkeits⸗ 
gemeinde erſichtlich zu machen. 

Der h. o. Erlaß vom 6. October 1879, 3. 9397, welcher die Uebermittlung 
der aus dem Auslande einlangenden Geburtsmatrikenauszüge öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger an den Matrikenführer des Heimatortes anordnete, wird aufgehoben. 
Die hiemit angeordnete jahrgangsweiſe Sammlung der auf Grund der Matriken⸗ 
Conventionen einlangenden Geburtsmatrikenauszüge wird, inſoweit dieſe Auszüge 
auf männliche Individuen ſich beziehen, es der politiſchen Bezirksbehörde in Zukunft 
ermöglichen, auch über die im Auslande geborenen Wehrpflichtigen eine Evidenz 
zu gewinnen. 

Hinſichtlich Ungarns tritt dieſer Sammlung die in den Wehr⸗(Landſturm⸗ 
organiſations.) Vorſchriſten vorgeſehene jährliche Mittheilung des Stellungs⸗, 
beziehungsweiſe Landſturmpflichtigen an die Seite, und werden beide Maßnahmen 
in ihrem Nebeneinanderbeſtehen geeignet ſein, ſich gegenſeitig zu ergänzen, beziehungs⸗ 
weiſe zu controliren. 


3. Todtenſcheine männlicher Individuen unter 24 Jahren, welche in Oeſter⸗ 
reich geboren ſind, ſind an denjenigen Matrikenführer, in deſſen Geburtsmatrik 
der Geburtsact eingetragen iſt, zu leiten. Dies hat auch dann zu geſchehen, 
wenn es nicht gelungen iſt, die Zuſtändigkeit des betreffenden Individuums aus⸗ 
zuforſchen. 

Dem Matrikenführer obliegt es, den Tag und Ort des Sterbefalles in 
der Geburtsmatrik anzumerken, den Matrikenauszug aber bei den Matrikenacten 
aufzubewahren. 

Iſt das im Auslande verſtorbene männliche Individuum unter 24 Jahren 
auch im Auslande geboren und deſſen Geburtsmatrikenauszug in der nach der 
Vorſchrift sub 2 ſeitens der politiſchen Bezirksbehörde anzulegenden Sammlung 
von Geburtsmatrikenauszügen enthalten, fo iſt der Sterbematrikenauszuz dem 
betreffenden Geburtsmatrikenauszuge anzuheften. 

Auf alle Fälle iſt, wenn das verſtorbene männliche Individuum unter 
24 Jahren in einem Stellungs⸗ oder Landſturmoperagte eingetragen ift, die An⸗ 
merkung des Todesfalles daſelbſt unter Beiſetzung der Protokollszahl der politiſchen 
Bezirksbehörde zu veranlaſſen. 

Was die Todtenſcheine männlicher Individuen über 24 und bis zum voll⸗ 
endeten 42. Lebensjahre anbelangt, ſo hat eine Anmerkung dieſer Todesfälle in 
den Matrikeu, beziehungsweiſe eine Evidentnahme bei der nach der Vorſchrift 
sub 2 anzulegenden Sammlung nicht platzugreifen, wohl aber iſt gegebenen 
Falles, ſowie hinſichtlich des männlichen Individuums unter 24 Jahren die An⸗ 
merkung in dem Stellungs- oder Landſturmoperate durchzuführen. 


4. Wie dies bereits mit dem h. o. Erlaſſe vom 8. Jänner 1878, 3. 17.699 
ex 1877 angeordnet wurde, iſt auch in Hinkunft von jenen im Auslande einge⸗ 
tretenen Todesfälleu öſterreichiſcher Staatsangehöriger, hinſichtlich welcher Anhalts⸗ 
punkte für die Annahme vorliegen, daß fie Anlaß zu einer abhandlungs⸗ oder 
pflegſchaftsbehördlichen Thätigkeit im Inlande geben könnten, dem competenten 
Gerichte (ein deſſen Sprengel der Verſtorbene feinen letzten Wohnſitz im Inlande 
hatte, in deſſen Sprengel unbewegliches oder bewegliches Nachlaßvermögen ſich 
vorfindet), im Zweifel dem Gerichte des Henn en oder jenem, in deſſen 
Sprengel nahe Angehörige des Verſtorbenen wohnen, Mittheilung zu machen. 
Wird der betreffende Sterbematrikenauszug zu einem der sub 3 behandelten 
Zwecke benöthigt, ſo iſt dem Gerichte ein die weſentlichen Daten (darunter ins⸗ 
beſondere auch das Amt, welches den Matrikenauszug ausgefertigt hat, ſowie 
das Datum der Ausfertigung) enthaltender Auszug, in allen anderen Fällen die 
Originalurkunde ſelbſt zu übermitteln. 


5. Legitimationsmittheilungen, bezüglich welcher eine Eintragung in einer 
hierländiſchen Geburtsmatrik in Frage kommt, ſind ſowohl der Heimatgemeinde, 
als auch dem Matrikenführer, in deſſen Geburtsmatrik die Legitimation vorge⸗ 
merkt werden ſoll, bekanntzugeben. Letzterer hat die betreffende Urkunde auch bei 
den Matrikenacten aufzubewahren. 

Was ſpeciell die ſchweizeriſchen Legitimationsmittheilungen anbelangt, ſo 
wird in dieſer Hinſicht auf den h. o. Erlaß vom 5. December 1892, Z. 17.325, 
hingewieſen. 

Kommt die Anmerkung einer Legitimation in einer hierländiſchen Matrik 
nicht in Frage, weil das Kind in Oeſterreich nicht geboren iſt, ſo hat lediglich 
eine Mittheilung an die zuſtändige Gemeinde zu erfolgen. 


| 
| 
| 
| 


N 6. Eivilftandesurfunden, welche im Sinne der voritehenden Normen nicht 
für beſondere Zwecke benöthigt oder bei den politiſchen Bezirksbehörden aufbewahrt 
werden, ſo insbeſonders Trauungsſcheine und unter gewiſſen Vorausſetzungen 
auch Todtenſcheine, können der Zuſtändigkeitsgemeinde belaſſen werden. 


n 7. Civilſtandesurkunden, hinſichtlich welcher die Zuſtändigkeitsgemeinde 
nicht erforſcht werden konnte, und welche auch ſonſt im Sinne der vorſtehenden 
Normen keine Verwendung finden können, ſind im Sinne des h. o Erlaſſes vom 
8. Jänner 1878, 3. 17.699 ex 1877, anher in Vorlage zu bringen. 

Was ſchließlich die auf Grund beſonderer Abmachungen mit einzelnen 
Staaten zugleich mit den Matrikenauszügen einlangenden Naturalifationsurfunden, 
betreffend die Naturaliſation öſterreichiſcher Staatsangehöriger in fremden Staaten, 
anbelangt, ſo ſind dieſelben an die ehemalige öſterreichiſche Zuſtändigkeitsgemeinde 
des Naturaliſirten zu leiten und können bei derſelben auch belaſſen werden.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der Finanz⸗Landesdirection in 
Prag Alexius Danzer den Orden der eiſernen Krone II. Claſſe und den Hof⸗ 
räthen und Fmanz Landesdirectoren z. Schmidmayer in Graz, Joſef Terſch 
in Brünn und Ludw. Hose var in Zara das Ritterkreuz des Leopolds-Orden, 
ſämmtlichen taxfrei verliehen. 


Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath Anton Jägermann zu 
Hofrathe extra statum bei der Statthalterei in Lemberg N a 


Se Majeſtät haben den Ober⸗Finanzräthen Dr. Wilh. Ritter v. Leſi 
Mathias Hronek und Dr. Camillo Formäͤnek den u der 11 1 
III. Claſſe taxfrei verliehen. 


Se. Majeſtät haben den Finanzräthen Guſtav Lauern Foch. 
Nentwich, Adolf Kirchner, Wilh. Habelsberger und Anton O18 
ſowie dem Finanzſecretär Ottmar Kvech das Ritterkreuz des Franz Joſefs⸗ 
Ordens, den Finanzſecretären Vladimir Hanabik, Joſef Abbrederis und 
Dr. Eduard Pfleger, ferner den Steuer⸗Oberinſpectoren Joh. Kvabek, Alois 
Komarek und Karl Nowotny, ſowie dem Steuerinſpector Dr. Joh. Moro⸗ 
ini das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone und dem Finanzconcipiſten 
Dr. Rudolf Siebenſchein das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe Rudolf Ly ro tarfrei den Titel 
und Charakter eines Hofrathes, den Finanzräthen Ignaz Mayerhofer, Guſtav 
Freiberger, Dr. Konrad Stejskal, Jakob v. Kuhacevich und Dr. Karl 
Rabender tarfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes, den Steuer⸗ 
Oberinſpectoren Hippolyt Dittrich, Heinr. Junge, Fz. Hlinensky und Fr 
Steiskal tarfret den Titel und Charakter eines Finanzrathes und dem Steuer: 
einnehmer Joh. Ammerling den Titel und Charakter eines Hauptſteuerein⸗ 
nehmers verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Magiſtratsrathe der Stadt Wien Edmund 
Poſſelt das Ritterkreuz des Franz Joſefs⸗Ordens verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur des Staatsbaudienſtes in Ti 
und Vorarlberg Dr. Albin Obrelli tarfrei den Titel und Eicher 4 
Baurathes verliehen. 


Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs Obergeometer I. Claſſe 
Idch. Modrey zum Cvidenzhaltungs Inſpector in Prag ernannt. u 


5 Der Finan:miniſter hat den Steueroberinſpector Joh. Lonsar zum 
Finanzrathe und den Steuerinſpector Joh. Kalan zum Steueroberinſpector der 
Finanz⸗Landesdirection in Laibach ernannt. 


Das Präſidium der nied.⸗öſterr. Finanz⸗Landesdirection hat die Rechnungs⸗ 
ee Max Heermant und Edmund Schmid zu Rechnungs⸗Aſſiſtenten 
ernannt. 


Erledigungen. 


[Kanzleiofficialsſtelle und 2 Bezirksſecretärsſtellen in der 
X. Rangselaſſe, eventuell 3 Ka nzliſten ſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei den 
politiſchen Behörden in Oberöſterreich bis 28. November. (Amtsblatt Nr. 255.) 


6 Kanzliſten ſtellen beim k. k. Handelsminiſterium und 10 Kanzliſten⸗ 
ſtellen beim k. k. Patentamte in Wien bis 3. December. (Amtsblatt Nr. 256.) 


1 Ingenieursſtelle in der IX. und 1 Bauadjunctenſtelle in der 
X. Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte Bohmens bis 20. November. (Amtsblatt 
Nr. 257.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 89 und 90 der Erkenntuiſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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